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Betreff 
 
Konsolidierungsmaßnahmen für den städtischen Haushalt - Schaffung neuer 
Handlungsspielräume - Augenmaß und Nachhaltigkeit 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Sankt Augustin beauftragt die Verwaltung zur Erstellung einer Konsolidierungslis-
te mit Vorschlägen zur strukturellen Änderung des Verwaltungshandelns. Ziel ist eine Erhöhung der 
Effizienz und das Erreichen von Einsparungen. Diese Vorschläge legt der Bürgermeister rechtzeitig 
dem Haupt- und Finanzausschuss im Vorfeld der Einbringung des städtischen Haushaltes 2016/2017 
vor. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss richtet zur Detailberatung über diese Konsolidierungsmaßnahmen 
einen Unterausschuss „Haushaltkonsolidierung“ ein, in dem die Entscheidungen bzgl. der Einspa-
rungsmaßnahmen und Änderungen des Haupt- und Finanzausschusses vorbereitet werden.  
 
 
Begründung: 
 
Es besteht der Konsens unter den im Rat vertretenden Fraktionen, dass die städtischen Finanzen deut-
lich konsolidiert werden müssen. Bürgermeister anderer Städte haben in der jüngsten Vergangenheit 
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ihren Räten Sparlisten als potentielle Möglichkeitsübersichten vorgelegt, die zur Grundlage von Kon-
solidierungsmaßnahmen dienten. Die Fachverwaltung soll Sparpotentielle mit ihren konkreten Aus-
wirkungen auf den Haushalt und die Bürgerschaft darstellen.  
 
Die Politik hat dann die Aufgabe, zu gewichten und die Auswirkungen jeder einzelner Sparmaßnah-
me zu beraten und letztendlich - auch durch Kommunikation mit der Bürgerschaft - die politischen 
Entscheidungen zu treffen. Um dazu in der Lage zu sein, muss die Verwaltung die notwendigen 
Grundlagendaten vorlegen.  
 
Dazu soll die Verwaltung durch diesen Antrag beauftragt werden. 
 
 
 
gez. Marc Knülle                         gez. Martin Metz                          gez. Stefanie Jung 
 
 
 
 
 


